
Die Angeklagten К. und V. sind Diplom-Landwirte. К. 
war Leiter, V. zunächst Fuhrparkleiter und später Pro
duktionsleiter der BHG P.
Der BHG wurde durch den Rat der Stadt ein Gelände 
zur Nutzung übergeben, das an das BHG-Gelände an
schloß und bis zu diesem Zeitpunkt als öffentlicher 
Schuttabladeplatz diente. Die BHG übernahm die ko
stenlose Übersendung des Schuttplatzes. Ein Teil des 
Geländes würde noch als Schuttabladeplatz für in der 
Nähe wohnende Bürger freigegeben. Die BHG um
zäunte einen Teil des Geländes und planierte es, wo
bei seit 1968 auch im Betrieb anfallender Kohlengrus 
verwendet wurde. Der Zugang 2um BHG-Gelände war 
durch eine nicht verschließbare Einfahrt, über den 
Schuttabladeplatz sowie durch ein fehlendes Zaunfeld, 
das durch eine provisorische Drahtverspannung ersetzt 
war, möglich.
In den Sommermonaten des Jahres 1969 kam es durch 
Selbstentzündung des Kohlengruses häufig zu Schwel
bränden, dabei verglühte die an der Oberfläche befind
liche Schicht zu Asche, während die darunter liegende 
Glut weiterschwelte, was nicht immer sofort erkennbar 
war. Den Angeklagten war dieser Zustand bekannt. Sie 
ordneten deshalb mehrmals Löscharbeiten an und 
nahmen gelegentlich auch persönliche Kontrollen vor. 
Dennoch wurde weiterhin Kohlengrus abgeladen. Im 
Herbst 1969 traten erneut Schwelbrände auf.
Am 9. Oktober 1969 fuhr das achtjährige Kind F. Schutt 
auf den Abladeplatz. Dabei bemerkte es auf dem Ge
lände der BHG Rauchentwicklung. Durch das fehlende 
Zaunfeld betrat es das BHG-Gelände, geriet dabei in 
ein Glutnest und zog sich an den Füßen und den Hän
den Verbrennungen zweiten und dritten Grades zu.
Am 11. Oktober 1969 wurde das- vierjährige Kind A. 
von seinem Großvater in den Garten mitgenommen, 
der sich innerhalb des Geländes der BHG befindet. 
Während der Großvater seiner Arbeit nachging, ver
ließ das Kind in einem unbeobachteten Augenblick 
den Garten und lief auf den Lager- und Abstellplatz 
des BHG-Geländes. Es geriet dort ebenfalls in ein Glut
nest und zog sich Verbrennungen ersten bis dritten 
Grades an beiden Füßen zu.
Auf Grund dieses Sachverhalts hat das Kreisgericht 
die Angeklagten K. und V. wegen Vergehens der fahr
lässigen Verletzung der Bestimmungen des Gesund- 
heits- und Arbeitsschutzes nach § 193 Abs. 1 und 2 
StGB auf Bewährung verurteilt.
Die dagegen vom Angeklagten K. eingelegte Berufung 
führte zur Abänderung des Urteils des Kreisgerichts.

Aus den G r ü n d e n :

Das Kreisgericht hat den Geschehensablauf, soweit er 
die Unfälle der Kinder F. und A. betrifft, ausreichend 
aufgeklärt und entsprechend dem Beweisergebnis im 
Urteil festgestellt.
Das Kreisgericht ist zutreffend davon ausgegangen, 
daß die beiden Angeklagten Verantwortliche für die 
Durchführung des Gesundheits- und Arbeitsschutzes
i. S. des § 193 StGB sind. Für den Angeklagten K. er
gibt sich diese Verantwortung aus seiner Stellung als 
Betriebsleiter der BHG (§ 8 ASchVO). Der Angeklagte 
V. war zur Zeit der Unfälle Fuhrparkleiter und Pro
duktionsleiter. Damit ist er leitender Mitarbeiter. Zu 
seinem Verantwortungsbereich gehörte speziell der 
Fuhrpark, einschließlich des Abstellplatzes für Fahr
zeuge und Anhänger. Dieser Verantwortungsbereich 
wurde im Betriebskollektivvertrag der BHG festge
legt. Somit ist auch der Angeklagte V. nach § 18 
ASchVO Verantwortlicher für die Durchführung des 
Gesundheits- und Arbeitsschutzes in seinem Bereich.
Dem Kreisgericht ist auch darin zuzustimmen, daß der 
Verantwortungsbereich eines für die Durchsetzung des 
Gesundheits- und Arbeitsschutzes verantwortlichen 
Leiters nicht nur den Schutz von Leben und Gesund
heit der Werktätigen des Betriebes umfaßt, sondern 
sich auch auf den Schutz von Leben und Gesundheit

derjenigen Bürger erstreckt, die sich innerhalb oder 
in unmittelbarer Nähe des Produktionsbereichs auf
halten. Im vorliegenden Fall hat das Kreisgericht je
doch die Problematik insoweit verkannt, als unbefugt 
in das Betriebsgelände eingedrungene Personen (Kin
der) Gesundheitsschäden erlitten haben.
Ein Betriebsleiter oder sonstiger Verantwortlicher für 
die Durchsetzung und Durchführung des Gesundheits
und Arbeitsschutzes ist generell verpflichtet, zur Ver
meidung von unmittelbaren Gefahren für das Leben 
oder von erheblichen unmittelbaren Gefahren für die 
Gesundheit entsprechende Maßnahmen zu treffen und 
sie durchzusetzen. Diese Verantwortung bezieht sich 
insbesondere auf den Schutz der Mitarbeiter des Be
triebes, aber auch auf den Schutz anderer Bürger, die 
sich im Verantwortungsbereich des Betriebsleiters oder 
leitender Mitarbeiter aufhalten, nicht jedoch auf Per
sonen, die widerrechtlich bzw. unbefugt diesen Bereich 
betreten. Diese Verantwortung eines Leiters oder lei
tenden Mitarbeiters eines zu öffentlichen Einrichtun
gen und Anlagen oder Nachbargrundstücken klar ab
gegrenzten Betriebes oder Betriebsteiles auch auf den 
Schutz von unbefugt auf dem Betriebsgelände weilen
den Bürgern auszudehnen, würde bedeuten, die Ver
antwortung auf einen Bereich auszudehnen, der außer
halb der Entscheidungsmöglichkeit des Leiters oder 
leitenden Mitarbeiters liegt.
Die objektive Möglichkeit des Schutzes vor Gefahren, 
die von Anlagen oder Einrichtungen eines abgegrenz
ten Betriebes ausgehen, besteht nur in bezug auf solche 
Personen, deren Aufenthalt bzw. Erscheinen auf dem 
Betriebsgelände planmäßig oder voraussehbar ist. Nur 
für den Schutz dieses Personenkreises besteht für einen 
Betriebsleiter die Verpflichtung, Maßnahmen zur Ver
hinderung von Gesundheits- und Lebensgefahren oder 
von diesbezüglichen Folgen zu treffen.
Entgegen der im Urteil des Kreisgerichts vertretenen 
Auffassung war das Betriebsgelände auch ausreichend 
durch den Begrenzungszaun gekennzeichnet. Diese 
Kennzeichnung muß zwar eindeutig sein, sie setzt aber 
nicht voraus, daß ein unbefugtes Betreten des Be
triebsgeländes, insbesondere auch durch Kinder, objek
tiv unmöglich gemacht wird (wird ausgeführt).
Die Kinder F. und A. haben sich unbefugt auf das 
Betriebsgelände begeben. F. ist durch die Umzäunung 
eingedrungen,» und zwar an der Stelle, an der ein feh
lendes Zaunfeld durch eine Drahtverspannung ersetzt 
worden war. Das Kind A. ist aus einem auf dem 
BHG-Gelände gelegenen Garten auf den Lager- und 
Abstellplatz gelangt. Diese Gärten wurden Betriebsan
gehörigen zur zeitweiligen Nutzung übergeben. Sie ha
ben einen besonderen Zugang, so daß sie ohne Betre
ten des eigentlichen Betriebgeländes zu erreichen sind. 
Den Betriebsangehörigen war die besondere Situation 
auf dem Lager- und Abstellplatz bekannt. Durch ein 
Schreiben des Angeklagten K. vom 4. August' 1969 
wurde allen Betriebsangehörigen zusätzlich untersagt, 
Kinder mit auf das Betriebsgelände zu bringen. Dieses 
Schreiben ist Ausdruck des Verantwortungsbewußt
seins des Angeklagten im Hinblick auf seine sich für 
den Gesundheits- und Arbeitsschutz ergebenden Pflich
ten. Damit ist eine zusätzliche Maßnahme zur Ver
hinderung. des unkontrollierten Aufenthalts von Per
sonen auf dem Betriebsgelände getroffen worden. Die 
Mutter des Kindes A. ist Betriebsangehörige der BHG 
und war von dem bestehenden Verbot, Kinder ins Be
triebsgelände zu lassen, unterrichtet. Infolge unzurei
chender Beaufsichtigung hat sich auch das Kind A. 
unbefugt auf das Betriebsgelände begeben.
Eine strafrechtliche Verantwortlichkeit hinsichtlich 
dieser beiden Unfälle kann nicht begründet werden, da
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